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3. Löhne und sonstige Arbeitsbedingungen werden nicht 
vom Staat, sondern durch freie Vereinbarungen von Ge­
werkschaften, Arbeitgeberverbänden und Arbeitge­
bern festgelegt.

4. Rechtsvorschriften, die besondere Mitwirkungsrechte 
des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes, von Be­
triebsgewerkschaftsorganisationen und betrieblichen 
Gewerkschaftsleitungen vorsehen, werden nicht mehr 
angewendet.

B. Leitsätze für einzelne Rechtsgebiete

I. Rechtspflege

1. Vorschriften werden nicht mehr angewendet, soweit sie 
die Mitwirkung von Kollektiven, gesellschaftlichen Or­
ganen, der Gewerkschaften, der Betriebe, von gesell­
schaftlichen Anklägern und gesellschaftlichen Verteidi­
gern an der Rechtspflege und deren Unterrichtung über 
Verfahren regeln; das Recht der Gewerkschaften zur 
Beratung und Prozeßvertretung in Arbeitsstreitigkei­
ten bleibt unberührt.

2. Vorschriften werden nicht mehr angewendet, soweit sie 
die Zusammenarbeit der Gerichte mit den örtlichen 
Volksvertretungen und anderen Organen, die Berichts­
pflicht der Richter diesen gegenüber sowie die Gerichts­
kritik regeln.

3. Die Vorschriften über die Mitwirkung der Staatsanwalt­
schaft an der Rechtspflege werden nur noch angewen­
det, soweit sie ihre Mitwirkung im Strafverfahren und 
in Familienrechts-, Kindschafts- und Entmündigungs­
sachen betreffen.

4. Die im Strafrecht der Deutschen Demokratischen Repu­
blik auf die sozialistische Gesetzlichkeit sowie auf die 
sozialistische Staats- und Gesellschaftsordnung bezo­
genen Grundsätze sowie Vorschriften, die der Verfesti­
gung planwirtschaftlicher Strukturen dienen, einer 
künftigen Vereinigung beider deutscher Staaten entge­
genstehen oder Grundsätzen eines freiheitlichen demo­
kratischen Rechtsstaats widersprechen, finden auf 
nach Inkrafttreten dieses Vertrages begangene Taten 
keine Anwendung.

5. Soweit Vorschriften des Strafgesetzbuchs das sozialisti­
sche Eigentum betreffen, finden sie auf Taten, die nach 
Inkrafttreten dieses Vertrages begangen werden, keine 
Anwendung; die das persönliche oder private Eigentum 
betreffenden Vorschriften finden nach dem Inkrafttre­
ten dieses Vertrags auch Anwendung auf das sonstige 
Eigentum oder Vermögen.

6. Soweit die in der Anlage II des Vertrags genannten Re­
gelungen straf- oder bußgeldbewehrt sind und sich die­
se Bewehrungsvorschriften nicht in das Sanktionensy­
stem der Deutschen Demokratischen Republik einfü- 
gen, wird die Deutsche Demokratische Republik diese 
Vorschriften ihrem Recht in möglichst weitgehender 
Angleichung an das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland anpassen.

II. Wirtschaftsrecht

1. Zum Zwecke der Besicherung von Krediten werden in 
der Deutschen Demokratischen Republik gleichwertige 
Rechte, insbesondere Grundpfandrechte, wie in der 
Bundesrepublik Deutschland geschaffen.

2. In der Deutschen Demokratischen Republik werden die 
Voraussetzungen für einen freien Kapitalmarkt ge­
schaffen. Hierzu gehört insbesondere die Freigabe der 
Zinssätze und die Zulassung von handelbaren Wertpa­
pieren (Aktien und Schuldverschreibungen).

3. Es werden die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß Ver­
waltungsakte und sonstige Anordnungen der in Artikel 3 
Satz3 des Vertrags genannten Behörden gegenüber Perso­
nen mit Sitz oder Wohnsitz in der Deutschen Demokrati­
schen Republik, notfalls auch mit Zwangsmitteln, durchge­
setzt werden können.

4. Das bestehende Versicherungsmonopol in der Deutschen 
Demokratischen Republik wird abgeschafft, die Prämien­
kontrolle in den Versicherungszweigen, in denen die Tarife 
nicht zum Geschäftsplan gehören, wird beseitigt und die 
geltenden Rechtvorschriften und Anordnungen über die 
Allgemeinen Bedingungen für Versicherungen werden auf­
gehoben.

5. Bestehende Hemmnisse im Zahlungsverkehr der Deut­
schen Demokratischen Republik werden beseitigt; seine 
privatrechtliche Ausgestaltung wird gefördert.

6. Der Außenwirtschaftsverkehr ist grundsätzlich frei. Be­
schränkungen sind nur aus zwingenden gesamtwirtschaftli­
chen Gründen sowie aufgrund von zwischenstaatlichen 
Vereinbarungen zulässig. Die Deutsche Demokratische Re­
publik wird das Außenhandelsmonopol aufheben.

7. Zum Zwecke der Gewinnung vergleichbarer Grundlagen 
wird die Deutsche Demokratische Republik ihre Statistiken 
an die der Bundesrepublik Deutschland anpassen und in Ab­
stimmung mit dem Statistischen Bundesamt oder der Deut­
schen Bundesbank Informationen nach den Maßstäben der 
Bundesstatistik aus folgenden Bereichen bereitstellen: Ar­
beitsmarkt, Preise, Produktion, Umsätze, Außenwirtschaft 
und Einzelhandel.

III. Baurecht

Die Deutsche Demokratische Republik wird zur Planungs­
und Investitionssicherheit für bauliche Vorhaben baldmöglichst 
Rechtsgrundlagen schaffen, die dem Baugesetzbuch und dem 
Raumordnungsgesetz der Bundesrepublik Deutschland ent­
sprechen.

IV. Arbeits- und Sozialrecht

1. Arbeitgeber in der Deutschen Demokratischen Republik 
können mit Arbeitnehmern aus der Bundesrepublik 
Deutschland, die vorübergehend in der Deutschen Demo­
kratischen Republik beschäftigt werden, die Anwendung 
bundesdeutschen Arbeitsrechts vereinbaren.

2. Bei vorübergehenden Beschäftigungen von Arbeitskräften 
werden Befreiungen von der sich aus einer Beschäftigung 
ergebenden Versicherungspflicht in der Sozialversicherung 
ermöglicht, wenn eine Versicherung unabhängig von dieser 
Beschäftigung besteht.

3. Die Vorschriften der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeit­
nehmer werden innerhalb einer angemessenen Übergangs­
zeit an das in der Bundesrepublik Deutschland geltende Ar­
beitsschutzrecht angepaßt.

4. Die Deutsche Demokratische Republik wird bei einer Ände­
rung der gesetzlichen Mindestkündigungsfristeri für Ar­
beitsverhältnisse die in der Bundesrepublik Deutschland 
die für Arbeiter und Angestellte jeweils geltenden gesetzli­
chen Mindestkündigungsfristen nicht überschreiten.

5. Die Deutsche Demokratische Republik wird für das Recht 
zur fristlosen Kündigung von Arbeitsverhältnissen aus 
wichtigem Grund eine gesetzliche Regelung schaffen, die 
den §§ 626, 628 des Bürgerlichen Gesetzbuches entspricht.


